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Echelon is watching you

Bewaffneter Arm der EU

LiebeR LeserIn, 
in Österreich ist die
rechte FPÖ mit in
der Regierung. Das
ist schlimm, und al-
le Kritik daran ist
berechtigt. In den
Diskussionen in
Brüssel hatte ich

aber auch den Eindruck, daß die Re-
gierungsbildung für einige ganz
günstig ist: Sie haben einen gemein-
samen, noch rechteren Feind, der
das eigene Vorgehen dann schon
wieder als konservativ und bürger-
lich erscheinen läßt. In Österreich ist
nicht nur die FPÖ für die rechte Poli-
tik zuständig. In Wien werden die
Wohnungen der Gemeinde
grundsätzlich nicht an AusländerIn-
nen vermietet, der SPÖ-Bürgermei-
ster befürwortete das. In Deutsch-
land muß man sich inzwischen vom
Sozialdemokraten Otto Schily die
Forderung nach einer erneuten Än-
derung des »Asylrechts« anhören
und Oskar Lafontaine beschreibt in
seinem Buch stolz, wie er sich um die
Änderung von 1993 verdient ge-
macht hat. In vielen Gegenden
Deutschlands trauen sich undeutsch
aussehende Menschen nicht auf die
Straße. Die dänische Regierung ver-
schärft ihre Abschiebepolitik. Würde
ein FPÖ-Minister heute eine solche
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Intellektuelle Eigentumsrechte der WTO

Patente auf Leben?
Die WTO will den Handel weltweit liberalisieren – allerdings nur in den Bereichen, in denen es für die
Industriemultis gut ist. In der Frage der intellektuellen Eigentumsrechte nimmt sie eine andere Position
ein. Das Wissen um genetische Informationen soll dem Besitzrecht der Industrie vorbehalten bleiben,
obwohl traditionelles Wissen und biologische Ressourcen zum Großteil aus den »Entwicklungsländern«
kommen.  [>>> Seiten 3+4]

[>>> Seite 5]

[>>> Seite 6]

Zwischen Kapitalismus und Marktwirtschaft

Europas 
»Dritter Weg«

Die portugiesische Ratspräsidentschaft hat das
Thema Sozial- und Beschäftigungspolitik ganz
oben auf die Tagesordnung gesetzt. Für den
März ist in Portugal ein Sondergipfel »Employm-
ent, Economic Reform and Social Cohesion«
angesetzt. Der Zweck des Gipfels ist es, Europa
zu befähigen, den weltweiten Wettbewerb
anzuführen, wie der portugiesische Außenmini-
ster Jaime Gama im Januar vor dem Europäi-
schen Parlament verkündete. 
[>>> Seiten 2+3]

[Fortsetzung >>> Seite 2]



Bereits kurz vor der Europawahl
traten Tony Blair und Gerhard Schrö-
der mit ihrem Papier »Der Weg nach
vorne für Europas Sozialdemokraten.«
an die Öffentlichkeit. Das schlechte
Wahlergebnis der sozialdemokrati-
schen Parteien in Deutschland und im
Vereinigten Königsreich konnte sie
nicht von ihrem Vorhaben abbringen,
die Akkumulationsbedingungen des
Kapitals zu Lasten der armen Bevölke-
rungsschichten weiter zu verbessern. 

Sie wollen damit den »Dritten Weg«
gehen, der weder Kapitalismus, noch
soziale Marktwirtschaft bedeutet. Die
ErfinderInnen haben noch keinen an-
deren Namen als den mit der Nummer
gefunden, obwohl es den Ausdruck
nun schon seit einigen Jahrzehnten
gibt. 

Auf einem Sondergipfel in Lissabon
wollen die europäischen Regierungen

der »neuen Mitte« im März den EU-
weiten Sozialabbau organisieren. 

Zuckerbrot und Peitsche – oder eu-
phemistisch ausgedrückt, der »aktivie-
rende Sozialstaat« – ist der wichtigste
Pfeiler der Konzepte der »neuen Mit-
te«. Zuckerbrot gibt es in Form von
Lohnsubventionen und anderen För-
derprogrammen für die Wirtschaft,
die Peitsche droht dem unwilligen »Hu-
mankapital«: Wer nicht arbeitet soll
auch kein Geld bekommen. Transfer-
zahlungen werden drastisch gekürzt,
wenn die Annahme meist untertariflich
bezahlter Arbeit (z.B. auf dem Spar-
gelacker oder im Atomkraftwerk) ver-
weigert wird.

Ein wichtiger Aspekt der Ideologie
der »Neuen Mitte« ist der Wille zu un-
demokratischen Lösungen im Konsens.
Die gewählte Regierung setzt sich mit
noch weniger legetimierten Institutio-
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Kommissarin für Be-
schäftigung und so-

ziale Angelegenheiten
http://europa.eu.int/

comm/dg05/
index_de.htm

Linkes Onlinemaga-
zin, aktuellste Ausga-
be zur »Neuen Mitte«

http://www.ornament-
und-verbrechen.de
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Äußerung machen, wie wir sie von
der bürgerlichen, konservativen und
rot-grünen Mitte Europas gewohnt
sind, er müßte vielleicht zurücktre-
ten. Würde ein abgeschobener
Mensch im Flugzeug an einer »Beru-
higungsspritze« des Grenzschutzes
sterben, würde eine österreichische
Koalition vielleicht platzen. Auch in
der Globalisierungsdiskussion treten
immer wieder rechtsnationale Kräfte
auf, die die Nationalstaaten für ihr
»Volk« bewahren wollen. Nicht alle,
die gegen die WTO oder gegen den
Neoliberalismus kämpfen, sind fort-
schrittliche Kräfte. In einigen Grup-
pen des deutschen »Nationalen Wi-
derstand« wurde in den vergange-
nen Tagen diskutiert, ob man sich an
den Aktionen gegen die EXPO2000
beteiligen soll. Wir sollten das für un-
seren emanzipatorischen Kampf
berücksichtigen und müssen in Zu-
kunft verstärkt antinationalistische
Aspekte miteinbeziehen. Unser Pro-
test darf nicht nationalkompatibel
sein. 

Den Ehrenvorsitz in der CDU hat
Helmut Kohl abgegeben. Ehrenbür-
ger des Landes Berlin und der Eu-
ropäischen Union – davon gibt es
nur noch einen anderen, Jean Mon-
net – ist Kohl bisher noch. Aus mei-
ner Fraktion heraus ist die Initiative
ergriffen worden, ihm die Ehrenbür-
gerschaft abzuerkennen. Ich werde
dagegen stimmen, wie das auch der
Landesverband meiner Partei in Be-
zug auf die Berliner Ehrenbürger-
schaft empfohlen hat. Helmut Kohl
hat in der antikapitalistischen Bil-
dungsarbeit große Verdienste erwor-
ben. Wer sonst hätte so glaubhaft
zeigen können, daß die Wirtschaft
in Deutschland politische Entschei-
dungen einkauft. Auch die Bedeu-
tung des Bundestages wurde durch
sein Ehrenwort noch einmal vedeut-
licht. Ein Ehrenwort gegenüber Wirt-
schaftsbossen gilt mehr, als ein mehr-
fach ausgesprochener Amtseid auf
die sogenannte freiheitlich-demokra-
tische Grundordnung. Helmut Kohl
hat – trotz des harten Gegenwindes
der »Bundeszentrale für politische
Bildung« – die wahre Funktionswei-
se der parlamentarischen Demokra-
tie im kapitalistischen System vedeut-
licht. Er hat Millionen Menschen von
einer falschen Illusion befreit. Dafür
hat er die Ehrenbürgerschaft Euro-
pas verdient.
Ilka Schröder

Fortsetzung von Seite 1

Kapitalismus oder Marktwirtschaft?

Europas 
»Dritter Weg«

Die portugiesische Ratspräsidentschaft hat das Thema Sozial- und Beschäftigungs-
politik ganz oben auf die Tagesordnung gesetzt. Für den März ist in Portugal ein
Sondergipfel »Employment, Economic Reform and Social Cohesion« angesetzt. Der
Zweck des Gipfels ist es, Europa zu befähigen, den weltweiten Wettbewerb anzu-
führen, wie der portugiesische Außenminister Jaime Gama im Januar vor dem
Europäischen Parlament verkündete. 



nen wie Arbeitgeberverbänden und
Gewerkschaftsbossen an einen Tisch,
um im Rahmen eines »Bündnis für Ar-
beit, Ausbildung und Wettbewerbs-
fähigkeit« die Reduzierung der
Unternehmenssteuern, Lohnne-
benkosten und die Aushebe-
lung des gewerkschaftlichen
Tarifvertragsrechts zu be-
schließen. Dabei soll ein staatlich ge-
förderter Niedriglohnsektor heraus-
kommen. 

Auf EU-Ebene nimmt die Europäi-
sche Kommission in der Sozial- und
Beschäftigungspolitik eine moderie-
rende Funktion zwischen Industrie- und
Gewerkschaftsfunktionären ein. Der
portugiesische Premierminister Antó-
nio Guterres möchte auf dem Sonder-
rat die Beschäftigungspolitik nach
dem Prinzip der »best-practice« fest-
schreiben. Schröder und Blair meinen
mit dem aus der Wirtschaft bekannten
Prinzip »Benchmarking« das gleiche:
Von denen, die Sozialabbau und Ar-
beitspflicht am besten umsetzen, kön-
nen alle anderen etwas lernen. Ar-
beitspflicht in Dänemark und der
»New-Deal« Tony Blairs würde als
»best practice« europäischer Stan-
dard, weil in der Statistik die wenig-
sten Arbeitslosen auftauchen. 

Nach den Vorstellungen einiger Ver-
treterInnen der »Neuen Mitte« sollen
ArbeitnehmerInnen auch noch zusätz-
lich für eine private Zusatzrente zah-
len. Da die GeringverdienerInnen das
natürlich nicht können, wird der Ab-
stand zwischen arm und reich im Alter
potenziert. Global weht den Neolibe-
ralen inzwischen der Wind ins Ge-
sicht. Nach den Anti-WTO-Aktionen in
Seattle kam es auch im beschaulichen
Davos beim Weltwirtschaftsforum zu

Protesten. Die Tatsache, daß die Dere-
guliererInnen nicht nur weltweit und
national, sondern auch auf EU-Ebene
vorgehen, ist manchen aber noch

nicht genügend bewußt ge-
worden. Viele Linke gehen da-
von aus, daß die französi-
schen SozialistInnen den »Drit-
ten Weg« ihrer GenossInnen

aus Großbritanien und Deutschland
verhindern wollen. Schließlich hatten
jene ja ein »Jospin-Papier« gegen
Schröder/Blair vorgelegt. Was steckt
dahinter? Der französische Philosoph
Pierre Bourdieu warnt davor, von den
französischen SozialistInnen zu viel zu
erwarten. Der Grund, warum Jospin
das Schröder/Blair-Papier nicht mitge-

Intellektuelle Eigentumsrechte der WTO

Patente auf
Leben?

Die WTO will den Handel weltweit liberalisieren – allerdings nur in den Bereichen, in
denen es für die Industriemultis gut ist. In der Frage der intellektuellen Eigentumsrech-
te nimmt sie eine andere Position ein. Das Wissen um genetische Informationen soll
dem Besitzrecht der Industrie vorbehalten bleiben, obwohl traditionelles Wissen und
biologische Ressourcen zum Großteil aus den »Entwicklungsländern« kommen.

Hält Jospin

die Neolibe-

ralen auf?

tragen hat, liegt seiner Meinung nach »in
der Stärke der sozialen Bewegungen in
Frankreich, die es den regierenden So-
zialisten nicht möglich macht, die Blair-
sche Modernisierung in gleicher Weise
mitzutragen. ...aber im Geiste ist die So-
zialdemokratie Frankreichs auf der Seite
der Modernisierer.« Auch der französi-
sche Europaparlamentarier Alain Krivine
(LCR) warnt die deutsche Linke vor der
»Liebenswürdigkeit der französischen So-
zialdemokraten«. Wegen des günstige-
ren Kräfteverhältnis zwischen Arbeiter-
klasse und Bourgeoisie »benutzen sie zur
Umsetzung neoliberaler Politik soziale Eti-
ketten.« Jospin habe mehr privatisiert als
seine zwei oder drei rechten Vorgänger-
regierungen zusammen. e

Der Vertrag über die »Trade Related
Intellectual Property Rights« (TRIPs) ist ei-
ner der drei Hauptverträge der Welt-
handelsorganisation (WTO) und regelt
die handelsbezogene intellektuelle Ei-
gentumsrechte. Der Vertrag entstand
1995 mit Gründung der WTO und
nimmt an Wichtigkeit zu, da der Handel
mit nicht-materiellen Gütern gegenüber

dem mit herkömmlichen Ressourcen zu-
nimmt. Ursprünglich als Schutz gegen
Produktpiraterie und Fälschungen gefor-
dert, stand am Ende ein Abkommen,
das alle handelsrechtlichen Aspekte des
Immaterialgüterrechtes (intellektuelles Ei-
gentum) betrifft. Dabei verwendeten die
Industrienationen, insbesondere die
USA, den Begriff in der denkbar weite-
sten Auslegung: Ihrer Meinung nach
gab und gibt es in diesem Zusammen-
hang kaum eine Frage, die nicht han-
delsbezogen ist.

Auf Druck der Industrieländer wurden
mit TRIPs zwei wesentliche Neuerungen
im Patentrecht eingeführt: Zusätzlich zu
der bisherigen Patentierbarkeit von Ver-
fahrenstechniken zur Herstellung von
Produkten wurde nun auch der Schutz
der eigentlichen Erzeugnisse in Form
von Sachpatenten zugelassen. Das er-
möglichte den Stoffschutz für Lebensmit-
tel und Medikamente – besonders wich-
tig natürlich für westliche Pharma-, Agri-
business- und Chemiekonzerne. Seit-
dem versuchen Entwicklungsländer eine
Ausnahmeregelung für bestimmte Arz-

Wie funktioniert
»Biopiraterie«?
Die überwältigende
Mehrheit der Kenntnisse
über die Nutzung der
Artenvielfalt ist Teil des
traditionellen Wissens
der »indigenous people«
von Nord bis Süd und
Ost bis West. Kartoffeln,
Mais und Reis aus den
traditionellen lokalen
Züchtungen sind zum
Beispiel von höchstem
Interesse für die Bio-
technologie-Industrie.
Besitzen sie doch in der
Regel Eigenschaften wie
Resistenz gegen extre-
me Temperaturen,
Trockenheit oder Krank-
heiten. Geringfügige ge-
netische Manipulationen
genügen bereits, um ei-
ne Kommerzialisierung
per Patent möglich zu
machen.
Im medizinischen Be-
reich suchen von der
Biotechnologie-Industrie
entsandte »Bio-Prospek-
toren« nach traditionel-
len Heilmitteln, die
Wirkstoffe der lokalen
Flora und Fauna ver-
wenden. Mit diesem Wis-
sen und den entspre-
chenden Genproben aus-
gestattet, können sie
ihren Auftraggebern
wieder einmal eine neue
pharmazeutische Gold-
grube aushändigen. Für
die kommerzielle Her-
stellung des Produktes
kann flugs ein Patent
zum Schutz des »intel-
lektuellen Eigentums«
des Pharma-Konzerns
erworben werden.

b Der Widerspruch zwischen arm und reich kann nicht von Regierungen und
Regierungskonferenzen aufgelöst werden. Erforderlich ist ein Aufbruch
von unten gegen die Kapitalisierung der Gesellschaft von oben. 

b Die ruinöse und existenzgefährdende Logik des Shareholder-Kapitalismus
muß durch ein Modell ersetzt werden, in dem statt der marktwirtschaftli-
chen eine politische Steuerung möglich ist. Dabei dürfen sich Betroffene
nicht nur auf ihre StellvertreterInnen verlassen, sondern müssen selbst ak-
tiv werden. 

b Es gibt viele schöne Plätze in Europa. Die schönsten sind nicht unbedingt Ar-
beitsplätze. Ein gutes finanzielles Auskommen für alle (nicht nur für EU-
BürgerInnen) ist wichtiger als mehr Arbeitsplätze. 

Ilka Schröder fordert:

[Sozialpolitik]



Der Begriff »indige-
nous peoples« wird
im Original verwendet,
da jeder Übersetzungs-
versuch (z.B. »Völker«)
den Ausdruck verkürzen
würde. Der deutsche
(nicht der englische) Be-
griff stützt sich auf das
nationalistische Konzept
»Volk«, das nicht in ein
emanzipatorisches Vo-
kabular paßt.

neien durchzusetzen – und scheitern
regelmäßig am Nein der Industrielän-
der. Die zweite wesentliche Neuerung
gab dem Inhaber eines Verfahrenspa-
tentes das Recht, auch die unmittelbar
durch das Verfahren hergestell-
ten Erzeugnisse als sein intellek-
tuelles Eigentum schützen zu
lassen. Außerdem ist er berech-
tigt, sowohl Verbote von Paral-
lelimporten als auch Importverbote
von Produkten, die das Patent verlet-
zen, zu veranlassen. Mit einem Sach-
patent sind dessen Inhaber von vorn-
herein alle Herstellungs- und Benut-
zungsmöglichkeiten des Produktes vor-
behalten. Patente können auch die zur
Herstellung des Erzeugnisses benötig-
ten oder im Produkt enthaltenen gene-
tischen Informationen umfassen. Die
generelle Mindestdauer des Patent-
schutzes beträgt 20 Jahre.

Das Wissen und die Ressourcen die-
ser Welt inklusive genetischer Informa-
tionen sollen so zu jahrelangem exklu-
sivem Besitzrecht der Industrie avan-
cieren können. Die Verlierer sind – wie
so oft – die Entwicklungsländer und
die »indigenous peoples« weltweit:

Deren traditionelles Wissen und bio-
logische Ressourcen enden als Patente
westlicher Konzerne. Vor allem tradi-
tionelle Medizin und Landwirtschaft
sowie genetische Ressourcen allge-
mein sind davon betroffen.

Ein Beispiel: 90 Prozent der biologi-
schen Ressourcen kommen aus den
Ländern des Südens, aber 97 Pro-
zent aller Saatgut-Patente liegen
bei Unternehmen aus den Indu-
striestaaten. 

Da die Revision des hierfür
besonders relevanten TRIPs-
Artikels 27.3(b) in Seattle
dank der gar nicht erst
zustande gekommenen
Handelsrunde nicht
diskutiert werden
konnte, darf
mensch auf die
nächste Sit-
zung des
TRIPs-Rats
Ende März
gespannt
sein.
Wichtige
Punkte sind unter anderem die erneute
Frage nach der Patentierbarkeit von
Lebensformen sowie eine Abgleichung
der TRIPs-Bestimmungen zum Schutz
von intellektuellen Eigentumsrechten
mit den entsprechenden Artikeln der
Konvention zum Schutz der Biologi-

schen Vielfalt  (Artenschutzzabkom-
men). Im Mittelpunkt stehen dabei die
Interessen der Biotechnologie-Indu-
strie. 

Artikel 27.3(b) regelt die Patentier-
barkeit von Leben und biolo-
gischen Reproduktionsprozes-
sen. Noch ist es Staaten er-
laubt, Planzen und Tiere (al-
lerdings keine Mikro-Organis-

men) von der Patentierbarkeit
auszuschließen. Dies wird
möglicherweise geändert.

Die USA haben bereits infor-
mell verlauten lassen, daß die
Debatte über Patente auf Leben für sie
noch nicht vorbei sei. Dagegen sollten
nach Ansicht der afrikanischen Staa-
tengruppe Pflanzen, Tiere und auch
Mikro-Organismen überhaupt von der
Patentierbarkeit ausgeschlossen wer-
den. Eine der Gretchenfragen dieser
Diskussion wird lauten: Sollen erfunde-
ne, d.h. von Men-
schen (gen-)tech-
nisch hergestellte
Lebensformen pa-
tentierbar sein? Ei-
ne erfundene Le-
bensform kann da-
bei durchaus mit der
natürlichen (Pflanze,
Tier oder gar Mensch)
identisch sein – sie muß
nur einen gentechni-

schen Eingriff nachweisen. Die EU be-
zieht sich in diesem Punkt auf die im letz-
ten Jahr von der Biotechnologie-Industrie
durchgedrückte »Patentierungsrichtlinie«
zum rechtlichen Schutz biotechnologi-
scher

Erfindungen. Zur Gretchenfrage heißt
es hier: Mit der Natur identisches gen-
technisch hergestelltes oder gentechnisch
isoliertes biologisches Material ist paten-

tierbar. Dasselbe gilt für Gruppen
gentechnisch veränderter Pflan-
zen und Tiere. Sollten wir Herrn
Orwell also doch wieder aus der
Bücherkiste holen?

Nicht auf der Tagesordnung stehen bis-
her die Monopolisierungstendenzen des
TRIPs-Abkommens. Entgegen der unbe-
grenzten Liberalisierung des Welthan-
dels, dem sich die WTO im Rahmen des
GATT-Systems verschrieben hat, zielt
TRIPs auf den Schutz von Immaterialgü-
tern durch rechtliche Monopolisierung.
Das führt unweigerlich zu einem Interes-
senskonflikt. Heißt es nicht, die Liberali-
sierung der Weltwirtschaft sei das einzige

Mittel zur Armutsbekämpfung? Weil es
den Multis dient, wird dieses (falsche)
Prinzip an der falschen Stelle außer Kraft
gesetzt. e

Alle Macht

den Paten-

ten?

Verkauft 

Verletzt

TRIPs die

WTO-Regeln?
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oNews Schulen gehen Online
T-Online will nach Sonderangeboten
für JournalistInnen jetzt allen Schulen
Deutschlands einen kostenlosen Internet-
zugang verschaffen. 

Bevor Bundeskanzler Gerhard Schrö-
der dieses Angebot annehmen durfte,
war bereits eine Kooperation mit AOL im
Gespräch. Bundesbildungsministerin
Edelgard Bulmahn signaliserte Ge-
sprächsbereitschaft. 

»Denkpause« fragte bei ihr nach, aus
ihrer Pressestelle kam bis Redaktions-
schluß (fünf Tage später) keine Antwort
auf neun Fragen zur Aktion. Es ist be-
denklich, wenn SchülerInnen bundesweit
dazu gezwungen werden, mit einem be-
stimmten Provider ins Internet zu gehen.
Wettbewerbsverzerrungen könnten hier
ebenso stattfinden wie einfachere Zensur-
Aktionen des Riesen-Providers. T-Online
könnte es darum gehen, andere Zu-
gangsprovider vom Markt zu verdrän-
gen. Wer in jungen Jahren einmal die T-
Online-CD in die Hand gedrückt be-
kommt und eine eMailadresse @t-onli-
ne.de hat, surft vielleicht das ganze Le-
ben lang mit dieser Firma. Und Mama,
Papa, Oma und Onkel schieben auch lie-
ber die CDs in den PC, die der Nach-
wuchs aus der Schule mitbringt, als daß
sie sich nach anderen Providern um-
gucken. 

Den gigantischen Werbefeldzug auf
dem Rücken der Schulen auch noch als
Engagement für die Bildung zu verkau-
fen, ist aber eine gute Idee. Fehlt nur
noch, daß »Mac Burger« alle deutschen
Schulen mit Gratisverpflegung versorgt. e

Spenden für die 
Parteiarbeit
Der internationale Solifonds (ISF), mit
dem die Grünen bisher die Arbeit von
»Dritte Welt«-Projekten finanziert haben,
soll auf dem nächsten Bundesparteitag
(17. – 19. März in Karlsruhe) jahrelang
ausgesetzt oder abgeschafft werden. 

Die Abgeordneten spenden einen Teil
ihrer Diäten bisher für den Fonds. Die
Wahlergebnisse der Grünen sind in jüng-
ster Zeit aber so schlecht gewesen, daß
die Partei das Geld dringend selbst
braucht, meinen die BefürworterInnen
des Abschaffens. »Aus der Gallionsfigur,
mit der sich die Partei Mitte der 80er Jah-
re der internationalistischen und entwick-
lungspolitischen Szene empfahl, ist ein
ungeliebtes Kind geworden, das sang-
und klanglos aus der Welt geschafft
wird.« heißt es dagegen auf den WWW-
Seiten der Initiative »Basisgrün«.
www.basisgruen.de/bund/Solifonds/in-
dex.html e

Das Echelon-Netz, das von Groß-
britanien, den USA, Kanada, Australi-
en und Neuseeland betrieben wird,
spioniert weltweit Telefongespräche,
Faxe und eMails aus. Das ist zwar
nicht neu, jedoch wurde die Existenz
des Systems jetzt erstmals von den Be-
treibern zugegeben. Echelon ist auf
nichtmilitärische Ziele spezialisiert und
verschafft den Industriebranchen der
Betreiberstaaten Wettbewerbsvor-
teile gegenüber denen der ab-
gehörten Staaten. Der Ausschuß
für Freiheiten und Rechte der
Bürger des Europaparlaments
veranstaltet am 22. und 23.
Februar in Brüssel eine An-
hörung über vier Berichte des
wissenschaftlichen Parla-
mentsdienstes zu diesem
Thema. Die Abgeordne-

ten wer-
den Eche-

lon dann hef-
tig kritisieren, ob-

wohl viele an anderer
Stelle eine EU-Überwa-
chungsarchitektur schaf-
fen wollen. Während

diese Denk-
pause ge-
druckt wird,
stimmt das
Parlament in
Straßburg
über ei-

nen Bericht
zum Europäi-

schen Rechtshilfeabkommen ab.
Hierin wollen die Regierungen auch

die Möglichkeit der eMail- und Tele-
fonüberwachung integrieren, nach-
dem Geheimberatungen einer polizei-
lichen Arbeitsgruppe »Enfopol« be-
kannt geworden und der Öffentlichkeit
kaum noch zu vermitteln sind. Enfopol
darf aber nicht als technisches Pen-
dant zu Echelon verstanden werden.
Viel schlimmer: Konservative Vorstel-
lungen zum Rechtshilfeabkommen
oder Enfopol würden die legale Basis
für das, was Echelon seit Jahren
macht, schaffen. Gute Übersicht zum
Thema Datenüberwachung und Enfo-
pol: http://www.heise.de/tp/deutsch
/special/enfo/default.html. 
PGP-Schlüssel für Nachrichten an Ilka
Schröder gibt es auf www.ilka.org e

»Ich werde alles sagen«
Untergetauchte Militante müssen
sich warm anziehen. Der grüne Euro-
paabgeordnete Cohn-Bendit bekunde-
te gegenüber der »FRANKFURTER RUND-
SCHAU« (3.2.00) die Bereitschaft, um-
fassend auszusagen. Wohin das führen
kann, zeigen die Aussagen des jahre-
lang von ihm unterstützten Hans-Joa-
chim Klein. Nach übereinstimmenden
Berichten von »FOCUS« und »INTERIM«
betätigt sich Klein als Verräter früherer
GesinnungsgenossInnen. Weitere Un-
terstützerInnen des Attentates auf die

Wiener OPEC-Konferenz konnten durch
seine Plaudereien festgenommen wer-
den. Gegen Cohn-Bendit ermittelt jetzt
die Frankfurter Staatsanwaltschaft we-
gen Strafvereitelung. Seine Ankündi-
gung »Ich werde alles sagen« kann für
Beteiligte aus dem Umfeld des Frank-
furter »Fischer-Clan« bittere Folgen ha-
ben. Besonders gefährlich ist die Lage
für diejenigen, die ohne eine Ernen-
nung zum Außenminister ihren Men-
schenrechtsforderungen mit Bomben
Nachdruck verliehen haben. e

»Ich werde alles sagen«

Kampf gegen Extremismus
Die Parlamentarische Versamm-
lung des Europarates hat einen Bericht
des dänischen Sozialdemokraten Hen-
ning Gjellerod zu politischem Extre-
mismus angenommen. Er betont, daß
»die Verleugnung des nazistischen
Völkermordes überall in Europa Be-
standteil der Reden kleiner linksextre-
mistischer Gruppen ist«. Möglicher-
weise sind damit Reden von Repräsen-
tantInnen von Bündnis 90/Die Grünen

gemeint, die während des Kosovo@-
Krieges Holocaust-Vergleiche anstell-
ten. Shoa-Überlebende hatten sich in
einem offenen Brief an die Minister Ru-
dolf Scharping und Joschka Fischer
»gegen eine neue Art der Auschwitz-
Lüge« gewandt: »Sich als Begründung
für einen solchen Krieg auf Auschwitz
zu beziehen, ist infam« (veröffentlicht
als Anzeige in der Frankfurter Rund-
schau v. 23.4.1999). e

Kampf gegen Extremismus

Echolon is watching youEchelon is watching you
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Europa goes Internet

Bewaffneter Arm der EU
Im Schnelldurchlauf wollen die eu-
ropäischen Verteidigungsminister über
den Aufbau der militärischen »selbstän-
digen Kapazität« verhandeln. Bereits in
Helsinki wurde beschlossen, daß diese
militärische Operationen beschließen,
einleiten und durchführen können soll.
Im Jahr 2003 soll sie in der Lage sein,
50.000 bis 60.000 SoldatInnen inner-
halb von 60 Tagen zu mobilisieren und
bis zu einem Jahr lang einzusetzen. Am
28.März treffen sich die EU-Verteidi-
gungsminister in Sintra bei Lissabon, um
über diese Hauptziele (»headline go-
als«) weiter zu verhandeln. 

Die EU will ihre Armee »dort einset-
zen, wo die NATO als solche nicht en-
gagiert ist«, kündigte Javier Solana auf
der Wehrkunde-Tagung Anfang Februar
in München an. Er stellte fest, daß auch
die NATO »einzigartige Stärken und
Vorteile besitzt, die von der ganzen
Welt, auch von den Europäern, aner-
kannt werden«. In Rußland sieht man

die Sache wohl anders,
denn dort wird der Mi-
litäretat um 50 Prozent er-
höht. Gegen eine NATO,
die sogar gegen das gel-
tende Völkerrecht vertößt,
scheint das der russischen
Regierung die einzig an-
gemessene Maßnahme zu
sein. Die Kriegsindustrie
freut sich, daß wieder
mehr Dampf in die Welt-
politik gekommen ist.
Nicht einmal Geldkoffer
sind dazu noch nötig. e

Bewaffneter Arm der EU

6 Denkpause 2.00

Europa goes Internet
Im Europäischen Parlament wer-
den in den nächsten Wochen und Mo-
naten mehrere Vertragswerke über die
Zukunft der Informationsgesellschaft dis-
kutiert und verabschiedet. Schon in zwei-
ter Lesung liegt die Richtlinie über be-
stimmte rechtliche Aspekte des elektroni-
schen Geschäftsverkehrs im Binnenmarkt
(e-commerce Richtlinie) den Ausschüssen
des Europäischen Parlaments vor. In die-
ser Debatte wird es vor allem um den
Grad der Deregulierung des Internet-
marktes und um die Frage nach dem Ge-
richtsstand bei Auseinandersetzungen
zwischen Anbieter und Käufer bei
Rechtsstreitigkeiten gehen. Der zweite
große Programmpunkt im Internetreigen
in Brüssel stellt die Initiative »E-Europa –
Eine Informationsgesellschaft für alle«
der Kommission dar. Diese wurde im De-
zember vorgelegt und ist eine Mitteilung
an den Europäischen Sondergipfel zum
Thema Beschäftigungspolitik am 23. und
24. März in Lissabon. Die Initiative bein-
haltet zehn Projektpunkte rund um das In-
formationszeitalter. Unter anderem geht
es um Regierung am Netz, Intelligente
Chipkarten, Risikokapital und Verkehrs-
leitsysteme. Klarer Schwerpunkt ist die
Förderung der Jugend. So heißt der erste
Punkt »Europas Jugend ins digitale Zeit-
alter« und der zweite Punkt »Billigerer In-
ternetzugang«. Wir verschicken den Text
bei Anfrage an medien@ilka.org gerne
als E-mail und freuen uns über Kommen-
tare zur Initiative.  e

Text der Europaabge-
ordneten Elisabeth
Schroedter (Grüne)

»Militarisierung der
EU« (Stand Herbst

1999):
http://userpage.fu-ber-

lin.de/~ami/ausga-
ben/1999/

t11-99_5.htm

Informationsstelle
Militarisierung:
www.imi-online.de

WEU: www.weu.int

NATO: www.nato.int

ISSN: 1439-5363

b 01.05.2000, überall / Dezentraler
Global Action Day gegen Neoli-
beralismus und Expo 2000

b 05. – 07.05.2000 / Seminar: Der
nächste Krieg ist immer der schön-
ste. Wen greift Deutschland im
Mai 2000 gerade an? 
www.junge-linke.de

b 27.05. – 04.06.2000 / »Hannover
begrüßt die EXPO« – Aktionswo-
che

b Interessante Termine von überregiona-
ler Bedeutung nehmen wir gerne
in die Terminübersicht auf und bit-
ten um Mitteilung an: 
berlin@ilka.org. 
Aktuelle Terminliste unter: 
www.ilka.org/termine.html

v Termine
b 24.02.2000, München / Siemens-Ak-

tionärs-Hauptversammlung und
Anti-Atom-Aktionen 
www.siemens-boykott.de

b 03. – 05.03.2000, München / Semi-
nar: Expo 2000 – Infos zur Welt-
ausstellung und zum Widerstand
Kontakt: Anti-Expo-AG München,
c/o Infoladen, Breisacher Str. 12

b 05.03.2000, Kassel / Realo-Treffen,
Haus der Bruderhilfe, Kölnische
Str. 108-112. Themen: Politische
Situation nach S-H, BDK-Vorberei-
tung incl. Personal- und Strukturent-
scheidungen, Atompolitik

b 08.03.2000 / Internationaler
Frauenstreik international und de-
zentral
http://wkweb5.cableinet.co.uk/
womensglobalstrike

b 17. – 19.03.2000, Karlsruhe / Or-
dentliche Bundesdelegierten-
konferenz BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN,
Schwarzwaldhalle
www.gruene.de

b 24. – 26.03.2000, Nord-
rhein-Westfalen / Se-
minar: Expo 2000 –
Infos zur Weltaus-
stellung und zum Wi-
derstand www.jung-
demokratinnen.de

b 31.03 – 02.04.2000,
Mühlheim / Anti-Atom-
Frühjahrskonferenz
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Praktikum in Brüssel
Für Studierende, die bereits politische Erfahrungen gesammelt haben, besteht
die Möglichkeit, ein Praktikum in meinem Büro in Brüssel zu machen. Genauere In-
fos stehen unter www.ilka.org/praktikum. Es empfiehlt sich, schnell zu reagieren,
denn die Bewerbungsfrist läuft am Freitag (25.2.2000) ab. e


